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FACHTEIL Arbeitszeit

ereits im Mai 2015 hat die Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeit-

geberverbände (BDA) ihr Positionspapier
„Chancen der Digitalisierung nutzen“ vor-
gelegt. Die darin enthaltenen Vorschlä-
ge hinsichtlich einer Veränderung des
Arbeitszeitgesetzes wurden dann im Som-
mer 2015 intensiv diskutiert. Im Einzel-
nen sollen nach Vorstellung der BDA
l die tägliche Höchstarbeitszeit entfallen,
l zeitweise kürzere Ruhezeiten ermög-

licht und
l Sonn- und Feiertagsarbeit leichter

genehmigt werden.
Damit wird an den Grundfesten des heu-
tigen gesetzlichen Arbeitszeitschutzes
gerüttelt – ohne Notwendigkeit: Die der-
zeit geltenden Regelungen hinsichtlich
Tages-Höchstarbeitszeit, Mindestruhezeit
und Sonn- und Feiertagsarbeit sind, wie
im Folgenden dargelegt, sachgerecht und
ausreichend flexibel, sodass kein Ände-
rungsbedarf besteht.

Tages-Höchstarbeitszeit

In der aktuellen öffentlichen Diskussion
ist in der Regel von einer gesetzlichen

Tages-Höchstarbeitszeit von acht Stun-
den die Rede, die nur „ausnahmsweise“
überschritten werden dürfe. Dies ist grob
irreführend: 
Die gesetzliche Tages-Höchstarbeitszeit
beträgt in Deutschland nicht acht son-
dern zehn Stunden. Im Rahmen einer
Fünf-Tage-Woche kann sie praktisch täg-
lich ausgeschöpft werden, denn die gesetz-
liche Wochen-Höchstarbeitszeit von 48
Stunden muss – hier geringfügig verein-
facht dargestellt – lediglich im Durch-
schnitt von sechs Kalendermonaten ein-
gehalten werden (wenn der Arbeitnehmer
Nachtarbeit leistet: im Durchschnitt von
einem Kalendermonat). 
In der einzelnen Kalenderwoche sind
dabei bis zu 60 Stunden Arbeitszeit
zulässig. Die Arbeitszeitkapazität eines
mit 40 Stunden pro Woche Vollzeitbe-
schäftigten kann also um bis zu 50 Pro-
zent überzogen werden, diejenige eines
Teilzeitbeschäftigten mit 20-Stunden-
Woche um bis zu 200 Prozent und so
weiter. Das Arbeitszeitgesetz bietet also
schon heute enormes Flexibilisierungs-
potenzial.

Zu den maximal zehn Stunden Tages-
arbeitszeit hinzu kommen Pausen und
andere Arbeitsunterbrechungen. Ab neun
Stunden Tagesarbeitszeit sind mindes-
tens 45 Minuten Pausenzeit anzusetzen.
In diesen Zeiten kann der Beschäftigte
privaten Dingen nachgehen – in Zeiten
von eigenverantwortlicher Arbeit und
„Work-Life-Blending“ umso mehr. So kann
auch eine Anwesenheitszeit von zwölf
Stunden am Arbeitsplatz ohne Weiteres
mit der gesetzlichen Tages-Höchstarbeits-
zeit von zehn Stunden vereinbar sein.
Voraussetzung dafür ist aber natürlich,
dass es den Beschäftigten möglich ist,
ihre Privatzeiten unkompliziert in die
Zeiterfassung einzupflegen, was bisher
noch eher selten der Fall ist.
Darüber hinaus enthält das Arbeitszeit-
gesetz viele Möglichkeiten zur Überschrei-
tung von zehn Stunden Tagesarbeitszeit,
die zeigen, dass die zehn Stunden zwar
die Regel sind, Ausnahmen aber möglich
sein sollen. Solche Überschreitungen sind
beispielsweise zulässig
l gemäß § 7 Abs. 1 Ziff. 1 a) ArbZG bei

entsprechender tarifvertraglicher Rege-
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lung bei Vorliegen von Arbeitsbereit-
schaft oder Bereitschaftsdienst (dies
ermöglicht etwa 24-Stunden-Schichten
für Ärzte oder Zwölf-Stunden-Schichten
im Rettungsdienst, im Wach- und Sicher-
heitsgewerbe und bei der Polizei),

l in Not- und Ausnahmefällen (§ 14
ArbZG),

l mit aufsichtsbehördlicher Genehmi-
gung für (teil-)kontinuierliche Schicht-
betriebe zur Erreichung zusätzlicher
Freischichten (§ 15 Abs. 1 Ziff. 1 ArbZG)
und

l mit aufsichtsbehördlicher Genehmi-
gung für Saison- und Kampagnebetrie-
be (§ 15 Abs. 1 Ziff. 2 ArbZG).

In den letzten beiden Fällen werden in
Deutschland Tagesarbeitszeiten von bis
zu zwölf Stunden (plus meist einstündi-
ger Pausenzeit) genehmigt. Damit ist die
Grenze des europäischen Arbeitszeitrechts
erreicht, das mindestens elf Stunden
zusammenhängende Ruhezeit innerhalb
eines 24-Stunden-Zeitraums vorsieht 
(siehe Art. 3 der EU-Arbeitszeitrichtlinie). 
Diese absolute Obergrenze wird im BDA-
Vorschlag jedoch nirgends erwähnt. Somit
könnte die Tages-Höchstarbeitszeit in
Deutschland ohne Änderung der euro-
päischen Regeln nicht komplett ent-
fallen, sondern „nur“ von zehn auf maxi-
mal circa zwölf Stunden angehoben wer-
den. Dies scheint jedoch aus den folgen-
den Gründen nicht angezeigt zu sein:
l Produktivität und Qualität der Arbeit

(gemessen etwa am fehlerfreien Arbei-
ten) nehmen mit zunehmender Tages-
arbeitszeit in aller Regel ab, während die
Arbeitsbelastung zunimmt. Nichtsdes-
totrotz können insbesondere im konti-
nuierlichen Schichtbetrieb Zwölf--Stun-
den-Schichten vorzugswürdig sein,
wenn sie dazu führen, dass die Beschäf-
tigten deutlich weniger Arbeitstage in

Folge leisten müssen und bessere Rege-
nerationsmöglichkeiten haben als bei
achtstündigen Schichten. Die derzeiti-
ge grundsätzliche Beschränkung der
Tagesarbeitszeit auf zehn Stunden führt
dazu, dass regelmäßige Überschreitun-
gen richtigerweise unter Belastungs-
aspekten besonders kritisch angeschaut
werden.

l Überall dort, wo es auf kontinuierli-
ches Arbeiten (im Team und/oder
gegenüber den Kunden) ankommt,
sind überlange Tagesarbeitszeiten bei
den heute üblichen Vertragsarbeits-
zeiten deshalb schädlich, weil sie zu
entsprechenden Freizeitausgleichsan-
sprüchen der Beschäftigten führen
können, die die erforderliche Arbeits-
kontinuität unterminieren. Gerade bei
Vertrauensarbeitszeit konzentriert
man sich daher zunehmend auf die
regelmäßige ungefähre Einhaltung der
jeweiligen Tages-Vertragsarbeitszei-
ten, die meist in der Größenordnung
von acht Stunden liegen.

l Kurzfristige Flexibilitätsbedarfe in
Dienstleistungsbereichen (beispielswei-
se in Gaststätten: Stichwort „Hochzeits-
gesellschaft“) können in aller Regel
dadurch bewältigt werden, dass zum
einen in der Arbeitszeit-Vorausplanung
die gesetzlichen Grenzen nicht ausge-
schöpft werden (damit noch eine gewis-
se Arbeitszeitreserve verbleibt) und
zum anderen einfache Instrumente wie
der versetzte Dienst genutzt werden.
Und sollten diese Vorkehrungen dann
wider Erwarten einmal doch nicht aus-
reichen, kann durchaus ein Ausnahme-
fall gemäß § 14 ArbZG gegeben sein,
in dem ein Arbeiten über zehn Stun-
den hinaus zulässig ist.

Insgesamt wäre es damit überwiegend
nachteilig, wenn der derzeitige Grund-

FACHTEIL Arbeitszeit

satz der gesetzlichen Tages-Höchstarbeits-
zeit von zehn Stunden entfallen würde.

Mindestruhezeit

Gemäß Arbeitszeitgesetz beträgt die täg-
liche Mindestruhezeit elf Stunden und
ist ununterbrochen zu gewähren. In einer
ganzen Reihe von Branchen (siehe im
Einzelnen § 5 Abs. 2 ArbZG) reichen
jedoch zehn Stunden, und per Tarifvertrag
kann die gesetzliche Mindestruhezeit
sogar auf minimal neun Stunden verkürzt
werden (siehe § 7 Abs. 1 Ziff. 3 ArbZG).
Da bei den allermeisten Arbeitnehmern
die erforderliche Schlafdauer zwischen
sechs und acht Stunden liegt und die
Schlafqualität leidet, wenn unmittelbar
vor dem Einschlafen noch gearbeitet wird,
erscheint die Dauer der gesetzlichen Min-
destruhezeit durchaus sachgerecht.
Diese Regelung steht naturgemäß einem
Arbeiten zwischen unterschiedlichen Zeit-
zonen – morgens Abstimmung mit japa-
nischen, abends mit amerikanischen Kol-
legen – im Wege. Auch kollidiert sie mit
dem Wunsch von Beschäftigten, am Nach-
mittag (nach beispielsweise sieben Stun-
den Arbeitszeit und 30-minütiger Pause
zwischen 8:00 und 15:30 Uhr) Zeit mit den
Kindern zu verbringen, um abends von
21:00 bis 23:00 Uhr weiterzuarbeiten – in
diesem Beispiel etwa dürfte am Folgetag
erst wieder ab 10:00 Uhr gearbeitet wer-
den. Beide Beispiele entstammen dem
flexiblen, von den Beschäftigten eigen-
verantwortlich gesteuerten Tagdienst,
während die gesetzliche Mindestruhezeit
im Rahmen von Schicht-, Dienst- und Ein-
satzplänen in aller Regel gut eingehalten
werden kann.
Um im flexiblen Tagdienst (und in Ver-
trauensarbeitszeit) mit der derzeitigen
gesetzlichen Mindestruhezeit zurechtzu-
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kommen, scheint es sinnvoll, einen
Arbeitszeitrahmen von 13 Stunden Dau-
er (zum Beispiel von Montag bis Freitag,
7:00 bis 20:00 Uhr) festzulegen. Die
gesetzliche Mindestruhezeit wird dann
automatisch eingehalten. Darüber hinaus
darf unabhängig vom Arbeitsort nur bei
vorheriger Abstimmung mit der Füh-
rungskraft gearbeitet werden – in sol-
chen Fällen ist die Führungskraft in
besonderem Maße dafür verantwortlich,
dass die arbeitszeitgesetzlichen Bestim-
mungen eingehalten werden. Dieser
Arbeitszeitrahmen sollte außerdem durch
Vereinbarung zwischen Führungskraft
und Mitarbeiter innerhalb des nachtar-
beitszuschlagsfreien Bereichs angepasst
werden können. In der chemischen Indus-
trie könnte etwa ein Rahmen von 6:00
bis 22:00 Uhr gelten, sodass für Arbeit-
nehmer, die am Abend eventuell noch
arbeiten wollen, der Arbeitszeitrahmen
9:00 bis 22:00 Uhr in Frage käme. Kurze
telefonische Auskünfte, das bloße Che-
cken von E-Mails und vergleichbare
geringfügige arbeitsbezogene Aktivitä-
ten sollten dabei als unterhalb der Arbeits-
zeitschwelle liegende „Gefälligkeiten“
angesehen werden, sodass hierdurch kei-
ne Unterbrechungen der Ruhezeit zustan-
de kommen.
Wenn man zusätzlich berücksichtigt, dass
die Tarifparteien Ruhezeiten von mini-
mal neun Stunden Dauer vereinbaren
können, reicht dies für nahezu alle denk-
baren Konstellationen aus. Und den Not-
und Ausnahmefall nach § 14 ArbZG kann
es ja außerdem noch geben.

Verbot der Sonn- und 
Feiertagsarbeit

Gemäß Arbeitszeitgesetz darf an Sonn-
und Feiertagen nicht gearbeitet werden,

soweit nicht einer der vielen Ausnahme-
tatbestände greift – siehe insbesondere
§ 10 sowie zu weiteren Ausnahmen mit
Genehmigung der Aufsichtsbehörde § 13
ArbZG.
Artikel 5 der EU-Arbeitszeitrichtlinie
schreibt vor, dass Arbeitnehmern pro 
Sieben--Tage-Zeitraum eine „kontinuier-
liche“ Ruhezeit von 24 Stunden zu gewäh-
ren ist, und zwar grundsätzlich in Ver-
bindung mit der elfstündigen Tages-Min-
destruhezeit. Dieser 24-Stunden-Zeitraum
ist in Deutschland grundsätzlich der Sonn-
tag. Die Arbeitsruhe an Sonn- und Feier-
tagen hat sogar Verfassungsrang (siehe
Art. 140 GG). Sieht man auch hier gering-
fügige arbeitsbezogene Aktivitäten unter-
halb der Arbeitszeitschwelle als zulässig
an – was eine Änderung des Arbeitszeit-
gesetzes nicht erfordert –, sollten auch
diesbezüglich unter Berücksichtigung der
obigen Öffnungsklauseln stets praktika-
ble Lösungen gefunden werden können.

Der Spielraum reicht aus

Bei genauer Betrachtung bietet das
Arbeitszeitgesetz ausreichend große
Gestaltungsspielräume – auch für die
digitale Wirtschaft. Änderungen sind
daher – gerade auch unter dem Aspekt des
Gesundheitsschutzes – nicht angezeigt.
Betriebe und Arbeitnehmer können mit
dem Arbeitszeitgesetz gut leben. Das
muss allerdings durch entsprechende
betriebliche Regeln sichergestellt wer-
den.
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Eine Anwesenheitszeit von zwölf Stunden am 
Arbeitsplatz kann ohne Weiteres mit der gesetzlichen
Tages-Höchstarbeitszeit von zehn Stunden vereinbar 
sein – wenn es den Beschäftigten möglich ist, Privat-
zeiten unkompliziert in die Zeiterfassung einzupflegen.
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